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Neue Bauordnung für die Stadt Luxemburg.
Von J . S t ü b b e n i n  M ünster i.W .

ueh im G roßherzogtum  Luxem burg hat eine 
kleine R evolution stattgefunden. Eine neue 
G roßherzogin gelangte zur Regierung, das 
M inisterium w echselte und zum E rsatz der 
bisherigen V ertretung  und V erw altung der 
S tad t und der X achbargem einden fanden Neu- 

naehdem  vorher die Grenzen des Stadtgebietes 
durch Eingem eindung m ehrerer V ororte erw eitert worden 
w aren. Die V erw altung der nunm ehrigen G esamtgemeinde 
von e tw a -70 000 E inw ohnern liegt, einschließlich der poli­
zeilichen Zuständigkeit, in der H and eines Sehöffen-Kolle- 
giums. an dessen Spitze der neue B ürgerm eister Dr. G aston 
D i d  e r  i c h steht.

Besonders s ta rk  sind die Ä nderungen und E rw eiterun­
gen. die infolge der Eingem eindung auf den technischen 
G ebieten der V erw altung sich nötig  erweisen. Dazu ge­
hören die A ufstellung einer neuen B auordnung für die v er­
größerte Stadtgem einde und die A usdehnung des S tad tbau­
planes auf die V orortbezirke. Mit den Entw ürfen zu beiden 
Maßnahmen w urde der V erfasser beauftragt.

Die neue B auordnung ist nach eingehenden B eratungen 
und mit G enehmigung der großherzoglichen R egierung in­
zwischen erlassen worden. Sie schließt sich der vor dem 
K rieg in D eutschland sta ttgehab ten  Entw icklung der bau­
polizeilichen F ragen  und den dort gem achten E rfahrungen 
so eng an. als es nach den baulichen und rechtlichen V er­
hältnissen des O rtes s ta tth a ft erschien, regelt aber außer­
dem das B aurecht inbezug auf die H erstellung neuer und 
den Anbau an unfertigen Straßen. Die V erordnung zerfällt 
in sechs A bschnitte, betreffend das baupolizeiliche V er­
fahren. das S traßenbaurecht, einheitliche Bauvorschriften 
für den ganzen Gem eindebezirk, örtlich verschiedene B au­
vorschriften. Schutzm aßregeln w ährend der B auausführung 
und Schlußbestim m ungen.

Bezüglich des e r s t e n  A b s c h n i t t e s  m ag es von 
W ert sein, hervorzuheben, daß auch die Parzellierung von 
G rundstücken in B auplätze der vorherigen Genehmigung 
des Sehöffen-Kollegium s bedarf, daß ferner nach deutscher 
A rt die Rohbau-A bnahm e aller Bauten und die G ebrauchs- 
Abnahme für Räum e zum dauernden A ufenthalt von 
Menschen vorgeschrieben und geregelt sind.

Im z w e i t e n  A b s c h n i t t  w erden die Straßen in 
rechtlicher H insicht unterschieden in a, historische, b) fertige 
neue S traßen , c vorläufig  hergestellte  und d) unfertige 
S traßen und W ege.

Die ..h istorischen“ S traßen entsprechen genau dem 
vom  Preußischen O berverw altungsgericht festgelegten 
R echtsbegriff: sie m üssen von a ltersher dem Anbau gedient 
haben und als ebenbürtige G lieder des Straßennetzes ins­
besondere durch ' Befestigung. E ntw ässerung und Beleuch­
tung  an erk an n t sein. D en deutschen Gebrauch übersteig t 
die  ̂ Bestimm ung, daß fehlende B ürgersteige durch die Ge­
m einde hergestellt und die K osten auf die Anlieger nacii 
der Län<re "der G rundstücksfronten  um gelegt werden, daß 
aber auch bei jedem  N eubau und jeder straßenseitigen er- 
änderung  eines G ebäudes ein vorschriftsm äßiger neuer

B ürgersteig vom Bauenden anzulegen ist. F ür die Her­
stellung der Bürgersteige sind ausführliche V orschriften 
maßgebend.

Die Anlage neuer S traßen kann durch die Grund­
besitzer nur erfolgen, nachdem die Fluchtlinien festgestellt 
sind und zwischen den Besitzern und der Gemeinde ein V er­
trag  über die G eländeabtretung und den gesam ten S traßen­
bau abgeschlossen ist. Bei Anlage neuer Straßen durch die 
Gemeinde findet der anteilm äßige K ostenersatz durch die 
Anlieger s ta tt, sobald sie Gebäude an der Straße errichten. 
..Fertiggestellt“ sind neue Straßen wie in Preußen erst, wenn 
die F luchtlinien festgestellt und das S traßenland an die Ge­
meinde abgetreten, die Straßenfläche in voller Breite ein­
geebnet und an eine historische oder eine fertige neue 
S traße angeschlossen, der Fahrdam m vorschriftsm äßig be­
festigt. beiderseits ein erhöhter B ürgersteig angelegt ist. 
K analisation. W asserversorgung und Beleuchtung nach ge­
nehm igten P länen ausgeführt sind.

..Vorläufig hergestellt“ sind neue Straßen, w enn die 
Bürgersteige, die W asserversorgung und die Beleuchtung 
noch fehlen und anstelle des endgültig befestigten F ahr­
dammes w enigstens eine abgewalzte Steinschlagdecke vo r­
handen ist. Der A nbau an vorläufig hergestellten S traßen ist 
zulässig, nachdem  der Baulustige seinen für den fertigen 
Zustand berechneten anteilm äßigen Straßenkosten-Beitrag 
gezahlt oder hin terlegt haben wird.

Alle anderen  S traßen und W ege sind ..unfertig“. Der 
Anbau an ihnen ist im Allgemeinen untersagt. E r ist nur 
zulässig, wenn das Schöffen-Kollegium eine Ausnahme zu­
läß t und der Bauende die m it dieser Ausnahme-Bewilligung 
verbundenen Bedingungen erfüllt. — Man wolle erkennen, 
daß durch die Einführung des Begriffs der ..vorläufig her- 
gestellten“ S traßen der immerhin möglichen (den preußi­
schen Gemeinden zuweilen vorgeworfenen) W illkür in der 
Handhabung des B auverbotes an unfertigen Straßen, auch 
wenn z. B. nur irgend eine K leinigkeit an  der vollständigen 
Fertigstellung fehlt, der Boden entzogen w erden soll.

V on den einheitlichen V orschriften des d r i t t e n  A b ­
s c h n i t t e s  mag es bem erkensw ert sein, daß die Ge­
bäudehöhe die Straßenbreite n icht überschreiten darf, daß 
aber in V orgartenstraßen die halbe Tiefe der V orgärten  der 
zulässigen Haushöhe zuw ächst, daß endlich letztere auch 
in engeren Straßen überall 10 m betragen  darf. Über dem 
Dachgesim s ist, abgesehen von einzelnen Aufbauten, eine 
Luftlinie freizulassen, die m it der H orizontalen einen W inkel 
von 50 G rad bildet. Alle von  der Straße oder v o n  d e r  
E i s e n b a h n  sichtbaren M auerflächen sind äußerlich so 
herzustellen und zu unterhalten , daß sie der S tad t n ich t zur 
Unzierde gereichen. Umfassungswände aus n ich t gefugten 
B ruchsteinen oder Ziegeln sind zu verputzen. In Ein- und 
Zweifam ilienhäusern genügen T reppenbreiten von 85 cm. 
w ährend in M ehrfamilienhäusern die zum obersten W ohn- 
geschoß führende Treppe w enigstens 1 m bre it sein muß 
und für jedes untere Geschoß 15 cm hinzutreten. Auf e i n e  
Treppe dürfen nicht mehr als drei Fam ilienw ohnungen in 
jedem  Geschoß angew iesen sein. Der Begriff der zum



dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmten Räume ist 
nach deutschem Vorbild eingeführt und durch ent­
sprechende Vorschriften berücksichtigt. Die geringsten Ge­
schoßhöhen solcher Räume betragen im Dach 2,40 m, m dem 
nächst tieferen Geschoß 2,(10 in allen anderen Geschossen 
2,80 m. Zu jeder Familienwohnung muß ein Abort gehören; 
bei Arbeitsräumen usw. kommt ein Abort auf je 2oPeisonen.

Die im z w e i t e n  A b s c h n i t t  behandelte örtliche 
Verschiedenheit von Bauvorschriften bezieht sich auf Bau­
klassen, offene Bauweise, Denkmal- und Landschaftsschutz, 
Straßen- und Platzbild. Auch in diesen Punkten hat die 
deutsche Entwicklung Beachtung gefunden.

Es sind drei Bauklassen A, B und C eingeführt w or­
den, in welchen die zulässige Zahl der W ohngeschosse vier, 
drei und zwei beträgt, ferner die größte Gebäudehöhe auf 
16,13 und 11 m festgesetzt ist und ähnlich die erforderlichen 
Freiflächen abgestuft sind. In Bauklasse C dürfen zudem 
nicht mehr als zwei Familienwohnungen in einem Geschoß, 
im Dachgeschoß nur eine, angeordnet werden. Die ö rt­
lichen Anwendungsbereiche oder Zonen sind auf einem 
öffentlich ausgelegten Generalplan des Stadtbezirkes farbig 
gekennzeichnet; sie werden bei jeder Bebauungsplan-Fest­
stellung überprüft und, soweit nötig, im Einzelnen geregelt. 
In den Zonen B und C werden fabrikenfreie Bezirke, in 
Zone C außerdem solche Geländeteile ausgewiesen, die für 
offene oder halboffene Bebauung bestimmt sind. Die Breite 
des Bauwichs beträgt 2 m plus x/i0 der Gebäudetiefe. Unter 
halboffener Bauweise wird die A nordnung verstanden, bei 
welcher eine ganze Blockseite oder zwei gegenüberliegende 
Blockseiten in geschlossener Reihe bebaut werden, w ährend 
im Inneren des Blockes ein zusam menhängender, überall 
wenigstens 50 m breiter unbebauter Raum liegt, der an 
jeder der beiden anderen Blockseiten durch eine mindestens 
20 ra breite Lücke geöffnet ist. In der Bauzone B und C 
können überhaupt hintere oder rückw ärtige Baulinien 
durch den Bebauungsplan oder durch spätere Entschließung 
der Gemeinde vorgeschrieben werden.

D e n k m a l  - u n d  L a n d s c h a f t s s c h u t z .  In der 
Nähe von Bauwerken geschichtlichen oder künstlerischen 
W ertes, sowie an solchen Stellen des Gemeindebezirkes, 
deren Bebauung von wesentlichem Einfluß auf die E r­
scheinung des Orts- oder Landschaftsbildes ist, sind mit be­
sonderer Genehmigung nur solche Neubauten, bauliche V er­
größerungen und V eränderungen sowie Reklam eschilder

und sonstige Reklam ezeichen sta tthaft, durch die eine er­
hebliche B eeinträchtigung des Gesamtbildes nicht zu be­
fürchten ist. Der Schutz der Landschaftsbilder ist in 
Luxemburg von besonderer W ichtigkeit, weil das S tad t­
gebiet von m ehreren, bis zu 100 m tiefen T algründen durch­
furcht ist, die, von den Höhen und Brücken betrachtet, 
herrliche Ausblicke gew ähren.

S c h u t z  d e s  S t r a ß e n  - u n d  P l a t z b i l d e s .  Die 
V erw altung wird m it Genehm igung des G emeinderates die­
jenigen S traßen und P lätze bezeichnen, an denen nur solche 
N eubauten, bauliche V ergrößerungen und V eränderungen, 
R eklam eschilder und Reklam ezeichen sta tthaft sind, die 
sich dem Straßen- oder Platzbild nach Höhe, Umrißlinie, 
Baustoffen, Form en und Farben ohne S törung einfügen. Be­
züglich neu anzulegender S traßen  und P lätze werden im Bo\ 
bauitngsplan oder durch besondere Bekanntm achung die­
jenigen bezeichnet, auf welche die vorstehende Bestimmung 
Anwendung findet.

E i n h e i t l i c h k e i t  d e s  S t r a ß e n  - u n d  P l a t z ­
b i l d e s .  W enn die V erw altung mit Genehmigung des Ge­
m einderates für die an einem neu zu bebauenden Straßen­
zug oder Platz zu errichtenden G ebäude Normalvorschriften 
über die einzuhaltenden Höhen, D achform en, Gesimslinien 
usw. durch W ort oder Zeichnung festsetzt und veröffent­
licht, so haben die Bauenden sich danach zu richten.

S a c h v e r s t ä n d i g e n  - A u s s c h u ß ,  Für die 
Fragen des Denkmal- und L andschaftsschutzes sowie des 
Straßen- und P latzbildes ernennt das Schöffen-Kollegium 
einen Sachverständigen-A usschuß. dessen G utachten zu 
hören ist, bevor über die bezüglichen B auvorhaben ent­
schieden wird.

Der fünfte und sechste A bschnitt enthalten  keine Be­
stimmungen von außerörtlichem  W ert. Es dürfte aber 
keine Übertreibung sein, wenn man sagt, daß die S tadt 
Luxemburg in ihrer neuen B auordnung die Erfahrungen in 
großem Umfang verw ertet hat, die in D eutschland w äh­
rend langer Jah rzehnte  gem acht w orden sind.

In ähnlicher Weise ist eine G esetzesvorlage der groß- 
herzoglichen R egierung in Arbeit, welche die rechtlichen 
Stadterw eiterungsfragen, insbesondere die A rt der F e s t­
stellung und die R echtsw irkung der Bebauungspläne sowie 
die Maßnahmen der Enteignung, Zonen-Enteignung und 
Grundstücks-Umlegung im neuzeitlichen Sinn zu regeln 
beabsichtigt. —

Erweiterungsbau des Lehrlingshauses in Wittenberg (Bez. Halle).
Von A rchitekt A. L e i n b r o c k  in K attow itz. H ierzu die A bbildungen Seite 287.

ine bemerkenswerte, der Erziehung junger, 
schulentlassener Burschen gewidmete A nstalt 
in der Provinz Sachsen ist das von dem Lehr­
lingshaus-Verein zu W ittenberg mit U nter­
stützung des Provinzial-Verbandes erbaute 
und geleitete L e h r l i n g s  h a u s  z u  

W i t t e n b e r g .
W ährend in der Bürger-Erziehungs-Anstalt die Zög­

linge in den Betrieben der Anstalt (der Landwirtschaft, der 
G ärtnerei oder in den W erkstätten) einen Beruf erlernen, 
oder wenn sie vor ihrer Überweisung in die A nstalt bereits 
in einem solchen tä tig  waren, diesen dort weiter betreiben 
können, arbeiten die Zöglinge des Lehrlingshauses in 
W ittenberg bei Handwerksmeistern dieser Stadt, Das von 
einem älteren verheirateten H ausvater geleitete Lehrlings­
haus gew ährt ihnen W o h n u n g  u n d  B e k ö s t i g u n g ,  
s o w i e  V e r v o l l s t ä n d i g u n g  i h r e r  S c h u l ­
b i l d u n g .

Das Ende vorigen Jahrhunderts erbaute, zur Aufnahme 
von 25 männlichen Fürsorge-Zöglingen bestimmte Haus 
mußte, da die Anzahl der zur Fürsorge-Erziehung über­
wiesenen jungen Leute von Ja h r  zu Jah r größer wurde, 
1913 erw eitert werden. Zur E rw eiterung stand ein 20 m 
breites Grundstück zur Verfügung, das rechts von dem 
alten Gebäude des Lehrlingsheimes, links von einem in die 
Bauflucht vorspringenden W ohnhaus begrenzt war. Aus 
Gründen der Übersichtlichkeit sollte die Rückseite des Ge­
bäudes keine Vorsprünge erhalten. Aus gleichen Gründen 
wurde der Mittelflur des alten Baues im Erdgeschoß des An­
baues durchgeführt. An ihm wurden 2 W ohnräum e für die 
Zöglinge und drei Aborte angeordnet. Da die neuen an der 
Straße liegenden W ohnräume eine größere Tiefe erhalten

sollten als die alten  W ohnräum e, so en tstand  ein V orsprung 
in der vorderen Flucht, Der E rker des neuen großen Wohn- 
raumes, der gefordert w ar, um einen abgetrennten  Sitzplatz 
für das Erziehungspersonal zu schaffen und dem großen 
Raum ein etwas wohnlicheres G epräge zu geben, bildet im 
Äußeren den Übergang zwischen altem und neuem  Bau. Die 
zu ebener E rde angelegte und mit besonderem  A usgang 
nach dem hinter dem G ebäude liegenden Spielplatz v er­
sehene Turnhalle springt bis in die vordere Bauflucht vor 
und verdeckt so den kahlen Brandgiebel des N achbar­
hauses. Im Obergeschoß sind im Anschluß an den alten 
großen Schlafsaal ein zweiter Schlafsaal und ein W asch­
raum. sowie über der Turnhalle eine W ohnung für den
2. H ausvater angeordnet worden. Das D achgeschoß enthält 
einige D achkamm ern, eine K leiderkam m er und sonstige 
Nebenräume, im Sockelgeschoß sind außer einem vom Hof 
und von der Treppe aus zugängigen S tiefelputzraum  ein 
Brausebad für die Zöglinge und ein kleiner W erkstattraum , 
sowie im Anschluß an die Turnhalle ein G eräteraum  ange­
legt worden.

Das Gebäude w urde mit einer N iederdruck-Dam pfheizung 
versehen, an die auch >lie Räum e des alten Gebäudes, die 
bisher nur Ofenheizung besaßen, angeschlossen w urden.

Das alte Gebäude w ar in steifen Form en als V erblend­
ziegelbau m it Falzziegeldach ausgeführt. Der A nbau erhielt 

•Flächen aus R athenow er H andstrichsteinen m it G raukalk­
mörtel-Anstrich. Die Dachflächen und die F irstlin ie wurden 
in V erlängerung des alten  Daches durchgeführt und mit 
holländischen grau gedäm pften Pfannen eingedeckt.

Der im Jah re  1913 ausgeführte N eubau erforderte 
70 000 Mark Baukosten. —

Vermischtes.
Das Zollbau-Schüttverfahren. Die ..Deutsche Zollbau- 

LicenzgeseUschaft“, P.erlin-Lichterfelde-W est, Lipaer Platz 2, 
hat sich zur Aufgabe gemacht, das S c h ü t t v e r f a h r e n  
und die Lam ellendach-Konstruktion .,Zollbau“ (nach dem 
Erfinder Baurat Z o l l i n g e r  so genannt) durch V er­
gebung von Licenzen einzuführen.
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Bei dem Schüttverfahren, das seit längerer Zeit von 
Stadt-B aurat Zollinger bearbeitet und erprobt ist, handelt 

Slf. Uni J<e*nen .aus der N achkriegs-Zeit heraus geborenen 
tu satz- oder Hilfsbau, sondern um eine vollw ertige 
: j ^ iv iauweise. Das Ziel dieses Svstem es ist. möglichst 
schnell und den heutigen V erhältnissen entsprechend, billig 
die W ohnungsnot zu beseitigen oder w enigstens zu lindern.
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Erweiterungsbau des Lehrlingshauses in Wittenberg.
Architekt: A. L e i n b r o c k  in Kattowitz.

25. Ju li 1923.

Der W eg zu diesem Ziel ist der, unter 
m öglichster B eschränkung aller durch 
Köhlen-Verbrauch verteuerten  Baustoffe 
und unter A usschaltung überflüssiger 
Mauermassen, wie sie der Ziegelbau aus 
bau- und w ärm etechnischen Gründen be­
dingt, aus einer billigen, schlecht w ärm e­
leitenden Masse (Schlacke, Kies, Sand 
und dergl.) eine massive Vollwand her­
zustellen.

Gegen Betonbauten zu W ohnzwecken 
bestand bisher ein berechtigtes Miß­
trauen. Solche Betonmassen setzten in 
der Regel eine Mischung von einem Teil 
Zement zu 5 bis 6 Teilen Sand und Kies 
voraus und waren, da ihnen durch festes 
Stam pfen jede P orositä t genommen war, 
glashart, schalleitend und Feuchtigkeit 
aufsaugend. Der Zollbau dagegen v er­
wendet bei etwa 15 bis 18 Teilen Zu­
schlagstoffen (Schlacke, Bims, Schwemm­
stein, Lava oder sonstige Eruptiv-Gebilde 
und, wo diese nicht vorhanden, ein an 
Ort und Stelle mit K alk und Sand künst­
lich hergestelltes sogenanntes Porosit) 
nur einen Teil Zement, schüttet dieses 
Mischgut locker, d. h. nicht gestam pft, in 
eine Holzform, die sogenannte W ander­
schalung und stellt auf diesem W eg unter 
A usschaltung jeder Zwischenfabrikation 
aus billigsten Baustoffen eine gew isser­
maßen monolithisch w irkende W and her, 
die etwa 50 v. H. gebundene ruhende 
Luftzellen enthält und neben dem Vorzug 
der S tandsicherheit und Festigkeit außer­
ordentlich w ärm ehaltend, trocken, schall­
dämpfend und außerdem  feuersicher, gut 
putzbar und überall nagelbar ist.

Eine solche Hauswand erzielt nach 
amtlichen G utachten je nach Güte der 
Baustoffe mit 20 cm W andstärke die 
W ärm ehaltung einer 38 cm starken  Back- 
steinwrand. Die M agermischung der Zoll­
bauwand, 1 :15 bis 1 :18, erreicht nach 
den Prüfungs-Zeugnissen verschiedener 
Materialprüfungs-Ämter eine D ruckfestig­
keit von 42 kg  für 1 <icm, die über die 
übliche B eanspruchung (bis zu 3 Stock 
höchstens 3,6 bei zehnfacher Sicher­
heit) w eit hinaus reicht.

Die dazu nötige W anderschalung stellt 
eine aus Schwellen, Stielen und mit 
Riegeln versehenen B rettafeln leicht zu- 
sam m ensteckbare und ebenso leicht aus­
einander nehmbare Hohlform dar, die für 
mindestens 30 H äuser gleicher A rt v er­
w endet und, nach Ausbesserung etwa 
schadhaft gew ordener Teile, für weitere 
20 Bauten benutzt werden kann. Ab­
gesehen von der W iederverw endbarkeit 
der Bolzen und sonstigen Eisenteile, be­
träg t der verbleibende Ilolzwert etw a 
50 v. H. Daher w erden geringe K osten 
(etwa 2 v. H. der Bausumme) verursacht.

Das Zollbau-Schütt verfahren gew ähr­
leistet in Zurichtung und Aufstellung die 
äußerste Typisierung und M echanisierung 
des Bauvorganges und spart daher be­
deutend an M aterial und Zeit und damit 
an Geld. Ein w eiterer V orteil besteht 
darin, daß sich infolge der Einfachheit 
der A usführung das Zollbau - Schütt- 
verfahren nicht nur für U nternehm er­
bauten, sondern auch für Selbsthilfe, d. h. 
für A usführung durch ungelernte A rbeiter 
oder Siedler, natürlich un ter A nleitung 
von Fachleuten  eignet, wodurch aberm als 
die B aukosten verringert werden.

Infolge der großen Schnelligkeit, mit 
der die A usführung von B auvorhaben 
nach dem Zollbau-Svstem vonsta tten  
geht, ist auch tro tz der sprunghaft stei­
genden Löhne eine annähernd sichere 
B erechnung möglich. —

Zurücksendung von Zeugnissen und 
Beilagen bei Stellen - Bewerbungen. 
Aus dem K reis unserer L eser w ird 
b itte re  K lage darüber geführt, daß bei 
Bewerbungen um offene Stellen in unserer
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Zeitung- die meist unbekannten Arbeitgeber Zeugnisse, 
Referenzen-Abschriften, Lichtbilder, Skizzen usw. in zahl­
reichen Fällen nicht zurückschicken, wenn die Bewerbung 
fruchtlos ist, sondern behalten oder gar vernichten. Las ist 
umso mehr zu beklagen, wenn der Ausschreibende infolge 
seiner Anonymität nicht zu erlangen ist. W ir müssen es 
daher hier mit allem Nachdruck aussprechen, daß wir es 
heute, bei der ungeheuren Teuerung aller Materialien, für 
eine Ehrenpflicht der Ausschreibenden halten, stellen- und 
einkunftlose Bewerber nicht auch noch durch die A'orent- 
haltung oder gar Vernichtung ihrer Bewerbungs-Materialien 
zu schädigen. W er eine Stelle ausschreibt, muß sich über 
die finanzielle Tragweite dieser Ausschreibung klar sein und 
soviel Anstandsgefühl besitzen, daß er den erfolglosen Be­
werber, der sich ja  häufig genug an mehreren Stellen zu­
gleich melden muß, nicht auch noch w ichtiger Mittel 1111 
Lebenskampf beraubt. Auch sollten A ntw orten auf Be­
werbungen, auch wenn die letzteren erfolglos sind, mit 
möglichster Beschleunigung gegeben werden. Die Fälle sind 
immer noch recht zahlreich, in denen ein Bewerber von 
seinen Bewerbungsschriften und Beilagen jemals wieder 
etwas sieht oder hört. Das darf nicht sein, dazu ist der 
Lebenskampf zu hart und ernst. —

Einen Nachtrag zu der Baupolizei-Ordnung für Berlin 
vom 15. August 1897 und zu den in den bisher selbständigen, 
seit dem 1. Okt. 1920 in der neuen S tadt Berlin aufge­
gangenen Gemeinden und Gutsbezirken erlassenen Bauord­
nungen veröffentlicht der Polizei-Präsident von Berlin:

§ 1. Bei vornehmlich zum W ohnen dienenden Ge­
bäuden, sowie bei allen Straßen, P lätzen oder anderen 
öffentlichen Verkehrsflächen (öffentlichen Parkanlagen, 
Grünanlagen, Friedhöfen, Gewässern und Eisenbahnen) aus 
sichtbaren Bauten oder deren Bauteilen sind nachstehende 
Forderungen zu erfüllen:

a) Sämtliche Außenseiten sind so zu gestalten und 
äußerlich zu behandeln und zu erhalten, daß der An­
blick nicht störend und nicht das gesunde Empfinden 
für Ordnung verletzend w irken kann. Insbesondere 
ist der Verputz in gutem  Zustand zu erhalten, und 
es sind Brandgiebel, soweit ihr Sichtbarw erden nicht 
vermieden werden kann, so zu behandeln, daß sie 
nicht störend wirken.

b) Der A nstrich der Gebäude oder einzelnen Gebäude­
teile einschließlich der Reklameschilder darf nur der­
artig  sein, daß die einheitliche architektonische An­
sicht und die Einheitlichkeit der Farbenw irkung ge­
w ahrt werden.

c) Gebäude, die in ihrem Äußeren ein architektonisches 
Ganze bilden, dürfen nicht in einzelnen Teilen so 
um gestaltet oder farbig so behandelt werden, daß der 
einheitliche Eindruck des Bauwerkes zerstört wird.

In Zweifelsfällen und vor Ablehnung eines Bauantrages 
hat die Entscheidung über die Anwendbarkeit dieser Polizei- 
verordnung erst nach Anhörung des auf Grund des § 6 des 
Ortsgesetzes zum Schutz der S tadt Berlin eingesetzten 
Sachverständigenbeirates des M agistrates zu erfolgen.

§ 2. Die Vorschriften anderer Baupolizei-Verordnungen 
und die auf Grund von §§ 2, 4 ff. des Gesetzes gegen die 
V erunstaltung von Ortschaften usw. vom 15. Ju li 1907 e r­
lassenen O rtsstatute bleiben, insofern sie über die vor­
stehenden Vorschriften hinausgehen, unberührt.

§ 3. Auf Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung 
finden die Strafbestimmungen der einzelnen im Stadtbezirk 
Berlin gültigen Baupolizei-Verordnungen Anwendung. —

Abgeordneten-Versammlung des „Verbandes Deutscher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine“ 1923 zu Danzig. An­
stelle der für dieses Jah r in Aussicht genommenen 
W a n d e r v e r s a m m l u n g  i n  E s s e n ,  die der Ruhr- 
Besetzung wegen nicht stattfinden kann, wird der Verband 
eine e r w e i t e r t e  A b g e o r d n e t e n - V e r s a m m ­
l u n g  i n  D a n z i g  abhalten, die auch die engeren Be­
ziehungen zu den dortigen Fachgenossen und dem D eutsch­
tum überhaupt aufrecht erhalten soll. In gemeinsamer See­
fahrt von Swinemünde aus sollen am 21. A ugust Zoppot 
und dann Danzig erreicht werden. Am 22. und 23. August 
ist eine Fahrt mit Dampfer nach Marienburg und von dort 
am Abend die gemeinsame R ückfahrt mit Korridorzug nach 
Berlin geplant. Von hier aus werden dann die Teilnehmer 
getrennt die Heimreise antreten. Die Danziger Fach­
genossen wollen dabei an den Besuchern der Versammlung 
weitgehende G astfreundschaft üben, sie namentlich säm t­
lich bei sich und Freunden unterbringen.

Neben Verhandlungen über innere Angelegenheiten 
sind Beratungen über die A u s b i l d u n g  d e r  A r c h i ­
t e k t e n  u n d  I n g e n i e u r e ,  nam entlich vom S tand­
punkt der Erziehung l e i t e n d e r P e r s ö n l i c h k e i t e n ,  
über die W o h n u n g s f r a g e  und die b e z ü  g 1. G e ­
s e t z g e b u n g ,  dann über die H o c h h a u s f r a g e  f ü r
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G r o ß s t ä d t e  usw. vorgesehen. Für einen Teil dieser 
Beratungs-Gegenstände is t V erhandlung in öffentlicher Ver­
sammlung in A ussicht genommen.

W e ttb e w e rb e .
Ideen-W ettbewerb der SKF-Norma G. m. b. H. in Ber­

lin zur E rlangung von Entwürfen für eine Werkzeug-Ma­
schinenfabrik in der Köllnischen Allee in Neukölln. Den 
I. Preis von 15 Mill. M. erhielten A rch itek t Paul Ludwig 
S c h n i t z e  in C harlo ttenburg  und sein M itarbeiter Archi­
tek t Otto F 1 ö t e r in C harlottenburg. Den ersten  II. Preis 
von 10 Mill. M. erhielten der A rchitekt P rofessor Heinrich 
S t  r a u m e r und sein M itarbeiter A rchitekt Otto - B i e l  
in Berlin. Den zweiten II. P reis von 10 Mill. M. gewann 
A rchitekt Jos. R e u t e r s  in Berlin-Friedenau. Den ersten
III. Preis von 7 500 000 M. errangen A rchitekt K arl S t o -  
d i e c k in C harlottenburg und sein M itarbeiter Dipl.-Ing. 
Paul Georg N e h a b  daselbst. Der zweite III. Preis von 
7 500 000 M. w urde dem A rchitekten  E. M e i e r - A p p e n ­
z e l l  in C harlottenburg verliehen. Der erste IV. Preis von 
5 Mill. M. fiel an Reg.-Bmstr. Dr.-Ing. Rudolf B e r n h a r d t  
und seine M itarbeiter Dipl.-Ing. Hans W o  r m a n n  und 
Dipl.-Ing. Ju lius N e u m a n n in Berlin. Den zweiten
IV. Preis von 5 Mill. M. erhielten die A rchitekten Brüder 
L u c k h a r d t  in C harlottenburg. F ür 2,5 Mill. M. wurde der 
E ntw urf von Max T a u t  & H o f f m a n n  in Berlin an­
gekauft. —

P e rs o n a l-N a c h r ic h te n .
Baudirektor Professor Dr. Fritz Schumacher siedelt am

1. A ugust 1923 w ieder nach H a m b u r g  über. In geheimer 
Sitzung beschlossen die K ölner S tad tvero rdne ten  die E r­
richtung einer O b e r b a u r a t - S t e l l e ,  die dem S tad t­
baum eister A r n t z übertragen w erden soll. A rntz soll 
unter der Leitung des am 1. A ugust in seine frühere T ätig ­
keit nach Hamburg zurück kehrenden Beigeordneten Prof. 
S c h u m a c h e r  d i e  S t ä d t e b a u  f r a g e n ,  vor Allem 
die Pläne Schumachers unter dessen Oberleitung durch­
führen. Hr. Schumacher ha t vom H am burger Senat die 
Erlaubnis erhalten, regelm äßig in gew issen Zwischen­
räum en auf kurze Zeit nach Köln zu kommen, -um das F o rt­
schreiten seiner Pläne zu überw achen, und dam it die Ge­
w ähr zu bieten, daß sie in seinem Geist zu Ende geführt 
werden. Von säm tlichen F rak tionen  w urde das A us­
scheiden des Hrn. Schumacher bedauert und von allen 
wurde seiner außerordentlich verdienstvollen T ätigkeit in 
Köln A nerkennung ausgesprochen. —

Ehrendoktoren technischer Hochschulen. Die Technische 
Hochschule in A a c h e n  hat dem U niversitätsprofessor 
Dr. Georg S c h r e i b e r  in Münster i. W . i n A n e r ­
k e n n u n g  d e r  g r o ß e n  V e r d i e n s t e ,  d i e  e r  s i c h  
d u r c h  s e i n e  ö f f e n t l i c h e n  A r b e i t e n  u n d  
s e i n e w i  r k s a m e  W e r  b e t ä t i g k e i t f t i r d i e A  u f ­
r e c h t e r  h a i t u  n g  u n d  W i e d e r a u f r i c h t u n g  
d e r  w i s s e n s c h a f t l i c h - t e c h n i s c h e n  F o r ­
s c h u n g  D e u t s c h l a n d s ,  i n s b e s o n d e r e  a u c h  
d u r c h  d i e  E n t w i c k l u n g  u n d  F ö r d e r u n g  d e r  
O r g a n i s a t i o n  d e r  N o t g e m e i n s c h a f t  d e r  
d e u t s c h e n  W i s s e n s c h a f t ,  u n d  w e i t e r  d u r c h  
d i e  F ö r d e r u n g  u n d  S t ü t z u n g  d e r  g r o ß e n  
t e c h n i s c h e n  S a m m l u n g e n  u n d  M u s e e n  
D e u t s c h l a n d s  e r w o r b e n  h a t “ , die W ürde eines 
D r. - 1 n g. e h r e n h a l b e r  verliehen. —

T o te .
Fürstbischöflicher Baurat Joseph Ebers t- Am Abend

des 14. Ju li starb  in Breslau im A lter von fast 78 Jahren  
an den Folgen eines Herzschlages der D iözesan-Baum eister 
fürstbischöflicher B aurat Joseph E b e r s .  Mit dem V er­
storbenen scheidet ein Mann aus der W elt, der auf die E n t­
wicklung des K irchenbaues in Oberschlesien in der Regie- 
lungszeit des K ardinals K opp und in den Zeiten des w irt­
schaftlichen Aufstieges D eutschlands einen großen Einfluß 
ausgeübt hat, leider nicht immer im künstlerischen Sinn, 
ln einem besonderen V erhältnis stand er zum Ausbau der 
m arkanten  ̂I ürm e des Breslauer Domes, die in so eigen­
artiger W eise das Stadt- und das Landschaft'sbild &be- 
nerrschten. „Beherrschten" muß man sagen, denn der 
schwächliche Ausbau, der bisher zur A usführung gelangte, 
ha t die starke  W irkung dieser Türm e völlig zerstört und 
aus der ehemaligen W ucht eine kränkliche Erscheinung 
gemacht. Das komm t aber nicht auf R echnung des V erstor­
benen. dessen Kunst jedoch immerhin ihre Grenzen h a tte .—
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